
Frau D a s k a l o w a ,  leitete den Gedankenaustausch 
über Probleme der Zusammenarbeit in bezug auf die 
Mitwirkung in der UNO und ihren Organisationen so­
wie in anderen internationalen Gremien ein. Sie ging 
davon aus, daß die zunehmenden Erfolge der soziali­
stischen Staatengemeinschaft in ihrem Kampf um die 
Durchsetzung der Prinzipien der friedlichen Koexistenz 
der Staaten mit unterschiedlicher Gesellschaftsordnung 
auch Konsequenzen für die Arbeit der Justizministe­
rien nach sich ziehen, besonders in bezug auf die Mit­
wirkung von Juristen sozialistischer Staaten in inter­
nationalen staatlichen und nichtstaatlichen Gesellschaf­
ten. Fragen des Rechts werden in einem nicht geringen 
Teil der gegenwärtig existierenden mehr als 230 inter­
nationalen Organisationen mit staatlichem Charakter 
und der annähernd 2 200 sonstigen internationalen Or­
ganisationen behandelt.
Die Justizminister stimmten darin überein, ihre Auf­
fassungen über die Mitarbeit von Vertretern ihrer Staa- 

• ten in solchen Organisationen auszutauschen. Sie be­
rieten auch über die Notwendigkeit, sowohl die ver­
schiedenen Aktivitäten zur Propagierung des soziali­
stischen Rechts, seines humanistischen Inhalts und sei­
ner Prinzipien als auch die Maßnahmen zur Unterstüt­

zung junger Nationalstaaten bei der Schaffung neuen, 
fortschrittlichen Rechts stärker zu koordinieren. Das 
Ministerium der Justiz der Volksrepublik Bulgarien 
übernahm es, entsprechende konkrete Vorschläge für 
die weiteren kollektiven Beratungen über diese Fragen 
zu erarbeiten.

»

Die Konferenz der Justizminister sozialistischer Staa­
ten verlief in einer aufgeschlossenen und freundschaft­
lichen Atmosphäre. Der Justizminister des Gastgeber­
landes, Dr. K o r o m , erklärte in der Schlußberatung, 
daß solche regelmäßigen Zusammenkünfte für die in­
nerstaatliche und für die internationale Rechtsarbeit 
der sozialistischen Staaten von großem Nutzen sind 
und einen Beitrag zur weiteren Festigung des soziali­
stischen Weltsystems darstellen.
Es war beeindruckend, wie alle Beteiligten bemüht 
waren, zur Lösung der auf der Tagesordnung stehen­
den Probleme beizutragen und voneinander zu lernen. 
Es wird eine unserer Aufgaben sein, die Konferenz­
materialien für unsere Arbeit nutzbar zu machen und 
im Sinne der Ergebnisse des Erfahrungsaustauschs der 
Justizminister zu wirken.
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Unrechtskontinuität im bürgerlichen Rechtsstaat
Zu einem .Urteil des Oberlandesgerichts Hamburg

Dem nachstehenden Aufsatz liegt ein Vortrag zugrun­
de, den der Verfasser kürzlich auf Einladung der 
Vereinigung Demokratischer Juristen in Hamburg 
und der Fachschaft Jura des Allgemeinen Studenten­
ausschusses der Universität Hamburg gehalten hat.

D. Red.

Die Bundesrepublik Deutschland (BRD) will sich — 
entsprechend der in Art. 28 ihres Grundgesetzes sta­
tuierten Formel — als „demokratischer und sozialer 
Rechtsstaat“ verstanden wissen. Der Nachweis, daß 
sich in ihrer Rechtssphäre Faktoren erhalten haben, die 
der Erhaltung und Sicherung nazistischen Unrechts 
dienen, läßt jedoch den Charakter der BRD in einem 
anderen Lichte erscheinen.
Zunächst darf nicht übersehen werden, daß sehr bald 
nach der Zerschlagung des Nazismus in den damaligen 
westlichen Besatzungszonen die 'sog. Denazifizierung 
— .ein von den vier Alliierten bereits vor dem 8. Mai 
1945 verbindlich vereinbarter Vorgang — zur reinen 
Farce gemacht wurde. „Auf diese Weise wurde die so­
ziale Kontinuität jener beamteten sozialen Gruppen 
wiederhergestellt, die in Deutschland seit der Entste­
hung des monarchischen Obrigkeitsstaates die bürokra­
tische Handhabung der öffentlichen Gewalt getragen 
hatten und die sich seit dem Aufstieg des industriellen 
Kapitalismus mit dessen Führungsgruppen verbunden, 
nach dem Aufstieg der Arbeiterbewegung, erst recht 
nach dem Sieg der Novemberrevolution 1918 jeder De­
mokratisierung entgegengestellt und dann mit dem 
Dritten Reich identifiziert hatten. Aber die Wieder­
herstellung ihrer sozialen Kontinuität mußte notwen­
dig auch die ... Wiederherstellung der Kontinuität 
ihrer Ideologien und Bewußtseinsformen einleiten.“/l/
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Diese gesellschaftlichen, politischen und ideologischen 
Zusammenhänge waren die Voraussetzung dafür, daß 
heute in der Justiz der BRD die vom Nazisystem zur 
Sicherung seiner Existenz geschaffenen Nqrmen und 
die für den Einzelfall gültigen Imperative der richter­
lichen Befehlsempfänger dieses Systems als immer noch 
rechtlich bedeutsam und fortbestehend anerkannt wer­
den.
Schon in den Jahren zwischen 1945 und 1948 trat diese 
Tendenz in der Spruchpraxis der Gerichte der damali­
gen Westzonen deutlich zutage: •
Ein Hamburger Gericht sprach den Kapitänleutnant 
Petersen, der noch nach dem 8. Mai 1945 deutsche Sol­
daten wegen Fahnenflucht hatte erschießen lassen, mit 
der Begründung frei, der „deutsche Soldat“ habe auch 
nach der Kapitulation „den seinem Führer geschwo­
renen Treueid“ halten müssen.
Ein Lübecker Gericht verurteilte den Journalisten Ernst 
Garbe wegen schwerer Körperverletzung zu einer Ge­
fängnisstrafe. Garbe, der im Jahre 1943 von einem 
Kriegsgericht wegen Fahnenflucht zum Tode verurteilt 
worden war, konnte seinerzeit der Vollstreckung die­
ses Todesurteils nur dadurch entrinnen, daß er den ihn 
bewachenden Polizeibeamten niederschlug und in die 
Schweiz flüchtete. Das Lübecker Gericht begründete 
die Verurteilung Garbes damit, daß ein Freispruch in 
diesem Falle „die Auflösung jeder staatlichen Ordnung“ 
bedeuten würde. Im März 1948 bestätigte das Oberlan­
desgericht Kiel als Revisionsinstanz auf Antrag des 
seinerzeit amtierenden Generalstaatsanwalts Dörmann 
dieses Urteil.
Der in Westberlin erscheinende konservative „Tagesspie­
gel“ nahm damals, am 21. März 1948, in klarer Erkennt­
nis der grundsätzlichen Bedeutung dieses 'Urteils wie 
folgt Stellung:
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